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Bom Kanzleiſtyl.“) 


Er iſt etwas anrüchig, der Kanzleiſtyl, faſt mit einem kleinen 
Beigeſchmack von Lächerlichkeit. Sehr mit Unrecht! Denn wie jede 
andere Werkſtatt hat auch die Kanzlei ihre techniſche Sprache, und die 
Ausdrucksweiſe derſelben iſt wie das Amtskleid, die Robe, der Talar, 
nicht der Mode unterworfen. Dieſe Sprache führt althergebrachte eigen⸗ 
thümliche und ſelbſt alterthümliche Formeln lange fort, und das mit 
vollem Recht. Die Unveränderlichkeit der Kanzleiformeln bürgt dafür, 
daß ſie nicht mißverſtanden werden können, und wahrt der Sprache 
der Behörden eine zwar ſtarre, aber gerade darum auch unantaſtbare 
Feierlichkeit. Auch die engliſche und franzöſiſche Gerichtsſprache ſind beide 
bekanntlich voll von alterthümlichen Wendungen und Ausdrücken, wie 
z. B. huis clos, fin de non recevoir, certiorari, fierı facias, 
habeas corpus u. ſ. w. Ebenſo hat auch die deutſche Kanzleiſprache 
ſowohl der Gerichte als der anderen Behörden eine Menge von alter- 
thümlichen Wendungen und Ausdrücken ſowie von Fremdwörtern. Es 
wäre aber ſehr unrecht, gegen die hergebrachten Fremdwörter in der 
Amtsſprache einen Kampf zu beginnen, wie er in den Tagesblättern 
öfters gegen Speiſekarten und Firmenſchilder geführt wird. Mag immer⸗ 
hin in der Anwendung franzöſiſcher Speiſenamen ein Anerkenntniß un⸗ 


*) Aus der „zZeitſchrift für bad. Verwaltung und Verwaltungsrechts⸗ 
pflege“. Man vergleiche hiezu den Aufſatz: „Ueber das Kanzleideutſch in Oeſter⸗ 
reich“ von Karl Heyß (etzt k. k. Hofrath in Linz) in Nr. 7 und 8 des Jahr⸗ 
ganges 1868 der „Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“. 


lateiniſcher Ausdrücke in der Gerichtsſprache eine Huldigung an die 
Ueberlegenheit alter römiſcher Jurisprudenz liegen — es gibt nun 
einmal Disciplinen, zu welchen diejenige Nation, welche zuerſt Hervor— 
ragendes leiſtet, auch die techniſchen Ausdrücke liefert. Oder von wem 
anders als von den Rhetoren, den Lehrern der Beredſamkeit aus der 
ſpäteren Kaiſerzeit, haben wir z. B. jene, meiſtens der griechiſchen 
Sprache entnommenen zahlloſen techniſchen Ausdrücke zur Bezeichnung 
der mannigfaltigen Satzfügungen und Redewendungen, welche man nicht 
entbehren und nicht überſetzen kann und welche als internationale 
Fremdwörter in allen modernen Sprachen gebraucht werden? *) 

Gute, treffende Fremdwörter, welche eine Sache beſſer bezeichnen, 
als irgend ein einheimiſches Wort, ſind nicht zu verwerfen, ſie ſind im 
Gegentheile eine Bereicherung der Sprache. Eine Verſündigung an letz— 
terer iſt es aber, wenn ſtatt eines guten deutſchen Wortes ein Fremd— 
wort gebraucht wird. „Tagfahrt“ und „Vollſtreckung“, „Gant“ und 
„Verſteigerung“ klingt doch beſſer als „Termin“, „Execution“, „Con- 
curs“ und Subhaſtation. Dazu iſt „Termin“ auch gar nicht richtig, 
denn dieſes Wort bezeichnet einen Zeitpunkt, während die „Tag— 
fahrt“ auch mehrere Tage andauern kann, ohne daß die Sache mit dem 
Namen in Widerſpruch geräth. Iſt nun ſchon die ganz unnöthige An— 
wendung ſolcher überflüſſiger Fremdwörter zu beklagen, ſo iſt ſie doch 
noch zu ertragen, weil es ſich ja doch nur um techniſche Ausdrücke 
handelt, welche althergebracht und in der Amtsſprache aufgenommen 
find. Verſtößt die Bildung des Fremdwortes gegen Regeln und Fein- 
heiten der todten Lateinſprache, ſo fühlt das wenigſtens unſer Ohr nicht 
allzu ſehr. Viel ſchlimmer dagegen ſind die Gefahren, welche dem Kanzlei— 
ſtyl durch Neologismen deutſcher Abkunft und durch moderne und 
darum ſich für elegant ausgebende Redewendungen drohen. 

Es iſt für die Amtsſprache von ganz beſonderem Werthe, daß 
ſie nicht nur klar und verſtändlich, keiner Mißdeutung fähig, ſondern 
auch daß ſie rein und bis zu einem gewiſſen Grade auch ſchön ſei; 
denn die Entſcheidungen und Verfügungen der Behörden find Urfun- 
den, welche noch werden geleſen werden, wenn die Werke gar mancher 
Schriftſteller längſt vergeſſen find. Die Nachwelt würde mit Fug und 
Recht den Höhegrad der Cultur rückwärts liegender Zeiten mehr nach der 
weit verbreiteten Amtsſprache als nach der Sprache einzelner hervor- 
ragender Schriftſteller beurtheilen. Natürlich, denn die Amtsſprache war 
ja die Ausdrucksweiſe gebildeter, ernſter, würdiger Männer jener Zeit 
in ernſten Angelegenheiten. Nun iſt es aber an Dem, daß heutzutage, 
wo ſo Vieles geſchrieben, gedruckt und geleſen wird und bei der Haſt, 
mit welcher geſchrieben wird, jeden Augenblick irgend ein Anonymus 
ein neues Wort aufbringt, welches, obwohl gegen alle Sprachregeln 
gebildet, ungeheuerlich und mißtönend, dennoch Eingang findet, weil 
das Ohr des Leſers durch das viele Leſen abgeſtumpft iſt. Die Amts⸗ 


f *) Sp die italienischen Wörter in Muſik, Malerei, Handelsrecht, grie- 
chiſche in der Baukunſt. 


ſprache hüte ſich vor ſolchen Eindringlingen. In jedem guten Haufe 
haben nur die Hausfreunde das Recht, Fremde einzuführen, und die 
Geſellſchaft ſieht ſich den Fremden erſt noch genau an, ehe fie ihn auf- 
nimmt. So haben auch nur Meiſter der Sprache das Recht, neue 
Worte aufzubringen. 

Setzen wir doch einige der neuerdings öfter vorkommenden ab- 
ſcheulichen Ausdrücke, welche man nicht Worte nennen und nur mit 
Widerſtreben niederſchreiben kann, hierher. 

Die Adverbien „unterrichtlich“ und „erziehlich“, fehlechte Ueber⸗ 
ſetzungen von didactiſch und pädagogisch und viel beſſer durch die ein- 
fachen wohlklingenden Participien erſetzt, „diesbezüglich“, „Unbemittelt- 
heit“, „Unzureichendheit“, „Geheimheit“ — alle dieſe Ausdrücke ſind 
amtlichen Schriftſtücken entnommen, haben alſo ſchon Zutritt zum 
Parket erlangt, ſollten aber mit vielen ihrer Genoſſen ſo bald als 
möglich wieder zur Thüre hinausgewieſen werden. Was ſich gar Alles 
die Tagesliteratur erlaubt, geht in's Unglaubliche. Mußte man doch 
vor nicht langer Zeit von einer „Verlebendigung“ und vom „bühni— 
ſchen“ Gebrauche eines Drama's leſen! 


In der Amtsſprache muß man mit der Anwendung neuer, nicht 


ſchon lang in guten Büchern angenommener Ausdrücke ſehr vorſichtig 
ſein. Zuſammengeſetzte Wörter zu bilden, hat im Deutſchen Jedermann 
das Recht; es mag auch noch angehen, mit Zuhilfenahme eines Präfi⸗ 
xum irgend einem Haupt- oder Zeitworte eine abgeleitete beſondere 
Bedeutung zu geben. Solche Anwendung eines Präfixum ſteht der 
Zuſammenſetzung zweier Wörter ſehr nahe. Doch muß man auch 
hierin ſehr vorſichtig zu Werke gehen, und nicht nur mit ſeinem Ohre 


und Verſtändniß auf Sinn und Klang des Wortes achten, ſondern auch 


ſich nach den Launen unſerer Sprache richten; denn ſie hat Launen. 
Mau ſagt wohl ererbt, erbettelt, ergaunert, aber es iſt nicht ebenſo 
zuläſſig zu jagen: erſtohlen, erraubt, erſpielt u. dgl. m.“) 


Sehr häufig begegnet man, und zwar auch in amtlichen Schrift- 


ſtücken, neuen Subſtautiven, welche durch die Endungen -heit, keit, 
zung von beliebigen Wörtern abgeleitet ſind, ebenſo Adjectiven mit den 
Endungen Klich, ag, -iſch u. A. mehr; aber ſolche Neubildungen find 
ſehr bedenklich und werden in der Amtsſprache am Beſten ganz ver— 
mieden. Wer ſich die Mühe nimmt, dergleichen Neologismen, wo er 
ihnen begegnet, genau zu prüfen, wird faſt allemal entdecken, daß Der— 
jenige, der ſie niedergeſchrieben, nicht ganz ſcharf und klar gedacht hat 
und dem Leſer überläßt, zu errathen, was er ungefähr mit dem neuen 
Worte, nicht ſowohl hat bezeichnen als vielmehr andeuten oder auch 
nur ſtreifen wollen Für die Anwendung der verſchiedenen Endungen 
zur Bildung abgeleiteter Wörter hat die Sprache ihre höchſt feinen und 
verwickelten Regeln und namentlich auch, wie geſagt, Launen. Vollends 
aber unerlaubt iſt die Bildung ganz überflüſſiger Wortungeheuer, wie 


z. B. „zweifelsohne“ eines iſt, welches ſich doch auch ſchon in amtliche 
Genügt es denn nicht an den Ausdrücken: 


Schriftſtücke gewagt hat. 
ohne Zweifel, unzweifelhaft, zweifellos, unbezweifelt oder den Syno⸗ 
nymen unbeſtritten, unbeſtreitbar u. ſ. w.? 

Seine Majeſtät der Sprachgebrauch herrſcht nach der Formel der 
Napoleoniden: Von Gottes Gnaden und durch den Willen der Nation. 
Die Nation aber nimmt nur ſehr allmälig und daher in gegebener 
Zeit nur wenige neue Wörter willig an, ein Zuviel kann ſie nicht 
verdauen. 

Aus dieſem Grunde machen die Mundarten in ihren, dem leben— 
digen Sprachgefühle des Volkes entſprechenden Wortbildungen niemals 
Fehler und manche Bereicherung der Sprache wird aus den Mund- 
arten gewonnen. So z. B. liefert uns die Schweiz manches gute 
deutſche Wort, wie „Rathſchlag“ für Antrag an eine Rathsverſamm⸗ 
lung, „Fürſprech“, das Zeitwort „wegen und ſtegen“ für das Unter⸗ 
halten der Wege und Stege, „äufnen“ für admaſſiren, d. h. Zins auf 
Zins häufen zur Vermehrung des Capitals, und das ſchöne Adverbium 
„unentwegt“, welches dann freilich nicht, wie hie und da geſchehen iſt, 
adjectiviſch gebraucht werden darf. 

Den mundartlichen Formen ſtehen aber im Range nicht gleich 
die Provinzialismen, welche nicht ſelten böhmiſcher oder polniſcher Ab⸗ 
kuuft wie etwa „zu Stande bringen“ ſtatt „einfangen“ oder „zur 
Gänze behoben“, „ämtlich“ oder vielleicht lithauiſchen Urſprungs wie 
etwa „liſtlich“ führen, ſtatt „in den Liſten führen“ find oder aber 


) An ſich zwar gute Wörter, aber in Proſa nicht verwendbar. Vgl. 
Grimm, deutſches Wörterbuch. 
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wenn 


Provinzialismen mit verwechſelten falſchen oder ganz weggelaſſeuen 
Präfixen wie „belegen“ ſtatt „gelegen“ oder „Führung“ ſtatt Auf⸗ 
führung, „Ladung“ Statt Vorladung, „geſtellen“ u. dergl. mehr. 

Uebrigens beſteht für die Amtsſprache überhaupt kein Bedürfniß, 
ungewöhnliche oder gar neue Worte zu gebrauchen und ohnehin ſieht 
ein ungebräuchliches Wort in einem anttlichen Schriftſtücke leicht aus, 
als wäre der feierliche ſchwarze Talar mit einem buntfarbenen Lappen 
geflickt. Der vorhandene Wortſchatz der Schriftſprache reicht für den 
amtlichen Gebrauch vollkommen aus, obgleich ein ſehr großer Vorrath 
von Wörtern im amtlichen Verkehre unanwendbar iſt. Aber allerdings 
müßten uns beim Niederſchreiben die bezeichnenden Worte auch gegen— 
wärtig ſein, und dies iſt ſelbſt in der Mutterſprache nicht immer ſo 
leicht, als es ſcheint. Oft bietet ſich ein franzöſiſches, lateiniſches, grie- 
chiſches, ſeltener engliſches Fremdwort bequemer, als das zutreffende 
deutſche; dann heißt es eben: ſuchen! Es gibt aber ein einfaches Mittel, 
die Verlegenheit des Suchens nach bezeichnenden Ausdrücken zu mindern 
oder zu umgehen: man denke und ſchreibe einfach und natürlich. 
Es kommt ja freilich oft vor, daß man zur Beweisführung eine recht 
ſcharf ausgeprägte Antitheſe verwenden möchte, daß ſich aber nur das 
eine Wort und nicht auch ein zweites zur Gegenüberſtellung darbietet. 
Dann wird man, was man mit zwei nicht vorhandenen Subſtantiven 
hat ſagen wollen, in zwei ganzen Sätzen ausdrücken. 

Häufung der Subſtantive, geſchraubte und gezierte Redeweiſe, 
vollends Metaphern nehmen ſich überhaupt in der Amtsſprache ſchlecht 
aus. Wenn coordinirte Behörden im eigenen Lande ſich in ihrem 
trockenen Schriftenwechſel Alles „ergebenſt“ mittheilen, ſo iſt das un— 
nöthige Ziererei. Ganz häßlich aber iſt jene bei manchen Behörden 
vorkommende gezierte Wendung: „das N. erſuche ganz ergebenſt ich“ ꝛc., 
wo mit einer der affectirteſten Förmlichkeit des 18. Jahrhunderts 
nachgebildeten höchſt geſuchten Höflichkeit das „ich“ weit hinter den 
Titel des Angeredeten zu ſtehen kommt. Man fängt ja freilich ſein 
Schreiben nicht plump mit „ich“ oder „wir“ an, aber man ſetzt das 
doch an die Stelle, an welche es nach deutſcher Satzbildung gehört. 

Solche Sprachſünden ſtammen nun wohl oft vom Kanzleiper— 
ſonal und werden daun im Kanzleiſtyl weiter mit fortgeſchleppt. Wenn 
der brave Mann, welcher die Rubriken auf die Actendeckel zu ſetzen 
hat, nach welchem fi) das Expeditionsperſonal in den weiteren Aus— 
fertigungen richtet, ohne daß der Beamte dieſe Rubriken weiter prüft, 
dieſer Mann ſich verleiten läßt, die Vertilgung gewiſſer 
Inſecten (Reblaus u. ſ. w.), die Ausrottung ſchädlicher Pflanzen, 
die Tilgung oder Unterdrückung der Epizootien und die Maß 


regeln gegen Einſchleppung oder Verbreitung von Epidemien u. ſ. w. 


unter dem gemeinſamen Namen „Kampf“, „gegen“ oder „wider“ zu 
rubriciren, ſo iſt das leicht erklärlich in einer Zeit, in welcher alle 
Tagesblätter von dem Kampf wider die Trunkſucht, dem Wahlkampf 
und ſogar von heißem Wahlkampf reden, wo doch nur einfach Wahl— 
zettel auf das Rathhaus getragen werden. Die Vereine und Parteien 
können eben die volltönenden großen Metaphern nicht entbehren, aber 


im Geſchäftsſtyl müßten die Worte ihre natürliche Bedeutung behalten 


und da darf man die Behörden nicht als im Kampf mit Blut- oder 
Rebläuſen begriffen darſtellen. 

Indeſſen auch die Gebildeten führen neuerdings gezierte Wen⸗ 
dungen in die einfache Geſchäftsſprache ein. „Es iſt der Möglichkeit 
Raum gegeben“, „man vermag ſich nicht zu entſchließen“, überhaupt 
„man vermag nicht“, als ob es wunder was für einen ſchweren 
inneren Kampf gekoſtet habe, zu dieſem Entſchluſſe zu kommen, während 
das einſache natürliche „nicht können“ klar und deutlich in hergebrachter 
nüchterner Form das Richtige ſagt. 

Sehr bedenklich iſt die neuerdings ſo viel beliebte Verbindung des 
Zeitwortes wollen mit dem Paſſivum, oder die Paſſivform von wollen 
ſelbſt. Es begreift ſich, daß ein Referendar angeſtellt werden will, 
aber Häuſer wollen doch nicht gebaut, Straßen nicht hergeſtellt, 
überhaupt Handlungen wollen nicht begangen werden. 

Die Sätze, welche mit dem „gewollt werden“ gebildet ſind, 
nehmen ſich faſt ohne Ausnahme ſchnurrig aus. In einem Verwal⸗ 
tungsſtreite habe ich geleſen, daß ein Ortsarmenverband aufgefordert 


wurde, „eine Erklärung abzugeben, ob eine dringende Hilfe an Stelle 
der öffentlichen Armenpflege dem N. N. geleiſtet worden ſein will.“ 

Ein ſehr gefährlicher Feind des Kanzleiſtyls iſt das Streben nach 
Kürze. Dieſes Streben iſt zwar an ſich ſehr lobenswerth, nur darf es 


nicht auf Koſten der Deutlichkeit und des richtigen Ausdruckes bethätigt 


werden. Man darf ſich nicht gegenſeitig „Zahlungspflichtige“ oder 
„Wahlberechtigte“ mittheilen, ſtatt der Namen oder Verzeichniſſe derſelben. 
Entſcheidungsgründe ſollen nicht nur dem juriſtiſch gebildeten Anwalt, 
ſondern auch den Parteien ſelbſt die Entſcheidung verſtändlich machen 
und darum immer ein klein wenig an die populäre Darſtellung juri⸗ 
ſtiſcher Begriffe und Grundſätze ſtreifen. Hierzu iſt aber ſtets eine 
etwas weitläufigere Ausdrucksweiſe erforderlich. Es galt ja ſonſt für 
ſehr elegant, „in Erwägung“, „in Betracht“ und „nach Anſicht“ zu 
entſcheiden, aber dieſe Formel ſtellte allerhand Fallen und Schlingen, 
weil man in dem mit einem „daß“ begonnenen Hauptſatze nicht mehr 
leicht Nebenſätze anbringen konnte. In ſolchen und ähnlichen Fallen iſt 
es dann dem Kanzleiſtyl wohl geſtattet, eine Conſtruction anzuwenden, 
welche, mehr romaniſch als deutſch, zwar in gewöhnlicher Schriftſprache 
nur ſelten zuläſſig, der Gerichtsſprache jedoch in hergebrachten Formeln 
mehr geläufig it, eine Conſtruction, bei welcher man auch im Neben⸗ 
ſatze um größerer Deutlichkeit und ſtärkerer Betonung willen das 
Object hinter das Zeitwort ſetzt. Man darf Jemanden vorladen „zu 
erſcheinen da und da, vor dem und dem, um vernommen zu werden 
als Zeuge in der Sache fo und fo wegen ꝛe. Vergehens, vorgeſehen 
im Paragraphen fo und fo viel.“ Die eigenthümliche deutſche Satz⸗ 
conſtruction, welche um des Wohllautes willen, aber auf Koſten der 
Deutlichkeit im Nebenſatze das Zeitwort an das Ende ſetzt, iſt eine 
Mahnung, ſich der allzu vielen Nebenſätze zu enthalten und lieber 
mehrere von einander unabhängige einſachere Hauptſätze zu gebrauchen, 
ſelbſt auf die Gefahr hin, daß der Styl dadurch etwas gehackt wird. 
So iſt es rathſam, wenn man einer Partei etwas zu erkennen zu geben, 
oder einer Behörde etwas zu berichten oder zu erwidern die Ehre hat, 
alsdann nicht mit „daß“ fortzufahren, ſondern lieber einen Doppel- 
punkt zu ſetzen, der uns wieder für alle längeren und wohlgebauteren 
Sätze Athem holen läßt. 

Wiederholt iſt in allgemeinen Erläſſen höherer Behörden darauf 
gedrungen worden, ſich in der Amtsſprache des Styles zu befleißigen, 
welcher in der gewöhnlichen Schriftſprache gebräuchlich iſt. Das iſt 
aber natürlich nicht dahin zu verſtehen, daß man auch nachläſſig 
ſchreiben ſoll, wenn eine nachläſſige Schreibweiſe in Druckſchriften weit 
verbreitet iſt. Der Geſchäftsſtyhl hat vor Allem die Aufgabe, klar und 
verſtändlich zu ſein, der Befehl ſei beſtimmt, das Erſuchen höflich, der 
Bericht ſchicklich, die Erzählung einfach und fließend, die Beweisführung 
ſcharf, die Formel ernft und würdig und fie erreicht dies am Sicherſten 
durch Feſthalten am Hergebrachten. Das Modernifiren nimmt der 
Sprache viel von ihrer Kraft und verflacht ſie. Wenn man die feierlich 
ernſten Wendungen und Worte der alten Bibelüberſetzungen und der 
alten Katechismen erſt moderniſirt haben wird, dann wird man inne 
werden, daß hieran die Sprache keine Bereicherung erfahren hat. — 


Es treten jetzt in den Juſtiz- und Verwaltungsdienſt fo viele 
junge Kräfte, welche ihre Mutterſprache in den wenigen auf dieſelbe 
verwendeten Gymnaſialſtunden nicht vollkommen erlernen konnten, ſi 
nachher auf der Univerſität durch den Definitionenſtyl noch verdorben 
haben, daß es nahe liegt, an die Wichtigkeit und die ernſte Nothwen—⸗ 
digkeit einer guten Amtsſprache zu erinnern und einige Andeutungen zu 
geben, wie man wenigſtens den gröbſten der neuerdings vorkommenden 
Verſtöße aus dem Wege gehen kann. Als Muſter guter und ſchöner 
Sprache leuchten die Entſcheidungen des deutſchen Reichsgerichtes. Wer 
etwa ſonſt noch ein kräftig Wörtlein über deutſchen Styl leſen und ſich 
einen Mentor aufſtellen will, der ihm beim Schreiben über die Schulter 
ſieht, dem ſei Schopenhauers „Ueber Schriftſtellerei nnd Styl“ 
empfohlen, wenn auch nicht alles dort Geſagte richtig iſt. 


Die allerjüngſten Herren des Nachwuchſes werden nun wohl auch 
bald die auf der Schule erlernte neue Orthographie mitbringen. Sie 
mag ſehr richtig ſein, wenn man auch auf die Ergebniſſe gelehrter 
Forſchungen bekanntlich nicht immer unbedingt ſchwören kann, aber 
geſchmackvoll iſt ſie nicht. Wir trennen uns von der Anmuth und dem 
Gemüth nicht gerne ſo raſch und verweilen auch beim Rath gerne 
noch um die Länge eines h, gehen mit den Todten um ein dt um⸗ 
ſtändlicher um, mag immerhin dieſe im niedergeſchriebenen Wortbild 
leiſe ausklingende Pietät etymologiſch nicht zu rechtfertigen ſein. Auch 
mit dieſer neuen Orthographie wird dem Volke zu viel auf ein⸗ 
mal zugemuthet. Es möchte ſich wohl vielleicht noch ereignen, daß man 
lächeln wird über dieſe umfangreiche Neuerung, welche im Grunde nicht 
viel mehr iſt, als eine Juſtruction für die Schullehrer, damit bei Leibe 
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ihr Auſehen nicht darunter leide, wenn der Eine „Brot“ und der 


Andere „Brod“ zu ſchreiben befiehlt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die zum Antritte handwerksmäßiger Gewerbe erforderlichen Lehr: 

und Arbeitszengniffe find an ſich nur Privaturkunden. — Das 

Erſchleichen der amtlichen Beitätigung (Clauſulirung) falfcher 

Privaturkunden ſteht dem Nachmachen oder Verfälſchen einer 

öffentlichen Beurkundung nicht gleich. — Die auf Vereitlung 

geſetzlicher Bedingungen des Gewerbeantrittes gerichtete Abſicht 
iſt betrügeriſch ($ 197 St. G.). 

Die vom Landesgerichte in Klagenfurt mit Urtheil vom 30. Mar 
1885, 3. 6884, wegen Verbrechens des verſuchten Betruges nach den 
88 5, 8, 197, 199 d St. G. verurtheilten Johann F. und Carl P. hat 
den k. k. Caſſationshof nach öffentlicher Verhandlung über ihre Nich— 
tigkeitsbeſchwerde mit Entſcheidung vom 14. November 1885, 3. 9026, 
nur der Uebertretung des verſuchten Betruges ſchuldig erkannt. — Gründe: 

Zum Antritte von handwerksmäßigen Gewerben wird nach $ 14 
des Geſetzes vom 15. März 1885, R. G. Bl. Nr. 39, der Nachweis 
der Befähigung erfordert, welcher durch das Lehrzeugniß und ein 
Arbeitszeugniß über eine (nach Inhalt der Miniſterialverordnung vom 
17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 149) mindeſtens zweijährige 
Verwendung als Gehilfe in demſelben Gewerbe erbracht wird. Unter 
die handwerksmäßigen Gewerbe wurde durch die Miniſterialverordnungen 
vom 17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 148, und vom 30. Juni 
1884, R. G. Bl. Nr. 110, auch das Wagnergewerbe eingereiht. 
Um ſeinem Sohne Paul den Weg zum ſelbſtſtändigen Betriebe dieſes 
Gewerbes zu bahnen, hat laut Feſtſtellung der Urtheilsgründe Johann 
F. einen dem Wagnermeiſter Wolfgang H. als Ausſteller fälſchlich zu— 
geſchriebenen Lehrbrief ſelbſt angefertigt und zwei Arbeitszeugniſſe, auf 
welchen Simon G. fälſchlich als Ausſteller erſcheint, durch den mit- 
angeklagten Carl P. anfertigen laſſen, welcher Letztere ſodann die in den 
88 81 und 104 des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, 
vorgeſehene ortspolizeiliche Beglaubigung (Beſtätigung) der Falfifi- 
cate erſchlich. Die Falſificate wurden ſodann bei der politiſchen Behörde 
mittelſt eines Geſuches überreicht, worin für Paul F. die Nachſicht von 
der Beibringung eines weiteren Verwendungsausweiſes erbeten wird. 
Die beabſichtigte Irreführung der Behörde iſt mißlungen. Auf Grund 
dieſes Herganges wurden beide Angeklagten des in den S$ 8, 197, 
199 d St. G. bezeichneten Verbrechens des Betruges ſchuldig erkannt 
und iſt dem Johann F. als Anſtifter der von Carl P. vorgenommenen 
Falſchanfertigung in Anſehung der letzteren noch insbeſondere Mitſchuld 
am Betruge zugerechnet worden. 

Schon aus dieſem Grunde muß die erſtrichterliche Geſetzesanwendung 
als rechtsirrthümlich bezeichnet werden. Denn nicht ſchon in der Anfer⸗ 
tigung einer falſchen Urkunde, ſondern im Benützen derſelben zum 
Zwecke der Täuſchung liegt der ſtrafbare Thatbeſtand. Nach dieſer 
Richtung ſtehen aber beide Angeklagten im Verhältniſſe der Mitthäterſchaft 
und die Anſtiftung des Einen durch den Anderen kann nur als Strafzumef- 
ſungsgrund (8 46, hit. e und 8 44, lit. d St. G.) in Betracht kommen. 
Aber die Strafbeſtimmung des § 199 d St. G. findet im gegebenen 
Falle überhaupt keine Anwendung. Lehrbrief und Arbeitszeugniß zählen 
an ſich nur zu Privaturkunden; die gemeindeämtliche Beſtätigung der⸗ 
ſelben iſt aber echt, und das der Anfertigung der Falſificate nachfol— 
gende Erſchleichen der Beſtätigung entſpricht nicht dem Begriffe der 
Falſchung oder des Nachmachens einer öffentlichen Beurkundung. Die 
Angeklagten find demnach blos der im § 461 St. G. vorgeſehenen 
Uebertretung des Betruges ſchuldig. Inſoferne die Beſchwerde, auf 
3 9 a des $ 281 St. P. O. geſtützt, die Verurtheilten blos dem 
$ 320, lit. e St. G. unterſtellt wiſſen will, erweiſt fie ſich nicht haltbar, 
da die Abſicht, die geſetzlichen Bedingungen für die Zulaſſung zum 
Gewerbsbetriebe zu vereiteln, allerdings als eine betrügeriſche unzwei⸗ 
felhaſt bezeichnet werden muß. Es war daher das Urtheil, ſoweit die 
Angeklagten des Verbrechens des verſuchten Betruges ſchuldig erkannt 
und deshalb beſtraft wurden, als nichtig zu beheben und waren die 
Angeklagten nur der Uebertretung des verſuchten Betruges ſchuldig 
zu erkennen. 


Geſetze und Verordnungen. 


1885. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 

III. Stück. Ausgeg. am 6. Februar. — 11. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 3. Februar 1885, Z. 731, betreffend den Wechſel in der Perſon 
des landesfürſtlichen Commiſſärs bei der k. k. privilegirten galiziſchen Ruſtical⸗ 
Creditanſtalt in Lemberg. — 12. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
5. Februar 1885, Z. 1556, betreffend die Syſtemifirung der Notarſtellen in 
Sechshaus, Fünfhaus und Unter-Meidling. 

IV. Stück. Ausgeg am 20. Februar. — 13. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 7. Februar 1885, Z. 1156, betreffend die Verlautbarung des Cir⸗ 
eularerlaſſes des k. und k. Miniſteriums des Aeußern an die k. und k. Conſular⸗ 
ämter in der Türkei, Bulgarien und Rumänien ddo. Wien, am 14. Jänner 
1885, Nr. 29.346, wodurch mit Zuſtimmung dieſes Juſtizminiſteriums und des 
königlich ungarischen Juſtizminiſteriums angeordnet wird, daß die erwähnten Con- 
ſularämter als Couſulargerichte bei der Juſtruirung von Strafproceſſen gegen 
ungariſche Staatsangehörige wegen Verbrechen und Vergehen das ungariſche 
Strafgeſetz zu berückſichtigen haben. — 14. Verordnung des Juſtizminiſteriums 


vom 7. Februar 1885, 8. 1476, betreffend die Verſtändigung der Gewerbs-⸗ 


behörde von ſtrafgerichtlichen Verurtheilungen, welche gegen Inhaber von Gewerben 
mit literariſchen und artiſtiſchen Erzeugniſſen ergehen. — 15. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 13. Februar 1885, Z. 1666, betreffend die Allerhöchſte 
Ermächtigung zur Urlaubsverlängerung für die im Verwaltungsdienſte Bosniens 
und der Herzegowina proviſoriſch angeſtellten Beamten. — 16. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 13. Februar 1885, Z. 1666, betreffend die Urlaubsver⸗ 
längerung für diejenigen im Verwaltungsdienſte Bosniens und der Herzegowina 
provisorisch angeſtellten Juſtizbeamten, dereu Urlaub im I. Semeſter 1885 ab- 
läuft. — 17. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 14. Februar 1885, 
Z. 2406, betreffend den Vorgang bei Ablieferung der Verurtheilten zur Ab— 
büßung der Strafe in einer Strafanſtalt. 

V. Stück. Ausgeg. am 6. März. — 18. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 25. Februar 1885, 3. 3147, betreffend die Benützung der Kataſtralmappen 
und Evidenzhaltungsoperate durch die Gerichte zum Zwecke der Grundbuchs— 
anlegung. — 19. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 28. Februar 1885, 
Z. 2548, betreffend die Syſtemiſirung einer zweiten Notarſtelle in Brzezany. — 
20. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 28. Februar 1885, 3. 3499, 
betreffend die Stempelbehandlung der Belege zu den Verpflegskoſtenrechnungen 
in den Strafanſtalten und gerichtlichen Gefangenhäuſern. 

VI. Stück. Ausgeg. am 20. März. — 21. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 8. März 1885, Z. 4048, betreffend die Ausforſchung des Sterbe- 
ortes und der letztwilligen Anordnung eines Canonicus Mendla. — 22. Verord⸗ 
nung des Juſtizminiſteriums vom 10. März 1885, Z. 4207, betreffend die Er⸗ 
ſtattung der Anzeige von dem Ableben eines k. k. Kämmerers an das Oberſt⸗ 
kämmereramt. — 23. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 11. März 1885, 
8. 4124, betreffend die Vorlage von Ausweiſen über die Zahl und Koſten der 
gegen Landwehrperſonen vollzogenen Freiheitsſtrafen. 

VII. Stück. Ausgeg. am 8. April. — 24. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 22. März 1885, Z. 5254, betreffend den Vorgang bei den vom 
Juſtizminiſter zu ertheilenden Bewilligungen der Strafortsänderungen im Sinne 
des 8 406 St. P. O. — 25. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 25. März 
1885, Z. 5127, betreffend die Befreiung der wehrpflichtigen Gerichtsbeamten von 
der Militärdienſtleiſtung im Mobiliſirungsfalle für das Jahr 1885. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtüt haben dem Oberpoſtrathe Joſeph Czermak in Prag 
anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſfen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Haus⸗, 
Hof⸗ und Staatsarchivars bekleideten Archivsconcipiſten 1. Claſſe Anton Felgel 
zum Haus⸗, Hof und Staatsarchivar ernannt und dem Archivsconcipiſten 
1. Claſſe Dr. Karl Schrauf den Titel und Charakter eines Haus⸗, Hof⸗ und 
Staatsarchivars verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär Cäſar Grafen Straſoldo⸗ 
Graffemberg zum Miniſterialſecretär im Miniſterium für Landesvertheidi⸗ 
gung ernannt und dem Miniſterialconcipiſten Rudolph Grafen Huyn den Titel 
und Charakter eines Miniſteral⸗Viceſeeretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Joſeph 
Dag hofer anläßlich deſſen Penfionirung tayfret den Titel und Charakter eines 
Oberrechnungsrathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Rudolph Grafen Pace zum 
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Bezirkshauptmanne in Steiermark, den Bezirkscommiſſär Karl Ratzesberg 
Edlen von Wartemburg zum Statthaltereiſeeretär in Niederöſterreich und den 
Polizeiconcipiſten der Wiener Polizeidirection Karl Jerabek zum Polizeicommifſär 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Civilingenieur Theodor Herzmansky zum Ingenienr für den Staatsbaudienſt 
in Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Napoleon Dorozewski zum 
Finanzrathe der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Guſtav Peche zum Poſt⸗ 
ſecretär in Brünn ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirksſecretärsſtelle im Verwaltungsgebiete des Herzogthums Salzburg 
in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Regierungskanzliſtenſtelle in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 19. April. (Amtsbl. Nr. 68.) 

Caſſiersſtelle im Status der alpinen Salinenverwaltung in der neunten 
Raugsclaſſe, Naturalwohnung, Brennholz und Salzdeputat gegen Caution, bis 
Ende April. (Amtsbl. Nr. 68.) 

Directorsſtelle der öffentlichen allgemeinen Bukowinger Landes⸗Kranken⸗ 
anſtalt in Czernowitz mit 1500 fl. Gehalt und einer jährlichen Zulage von 
400 fl., bis Mitte April. (Amtsbl. Nr 68.) 

Finanzſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen 
Finanz⸗Landesdiretion in Wien, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 69.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei den niederöſterreichiſchen Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften in der neunten Rangsclaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 69.) 

Förſtersſtelle bei der k. k Forſt⸗ und Domänendirection in Wien für den 
Forſtwirthſchaftsbezirk Mariazell in der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. April. 
(Amtsbl. Nr. 70.) 

Bauingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der k. k Forſt- und 
Domänendirection in Lemberg und eine Bauingenieur-Adjunctenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, ferner eine Bauelevenſtelle mit 600 fl. Adjutum jährlich, 
bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 71.) 

Statthaltereiſecretärsſtelle bei der Statthalterei für Tirol und Vorarlberg 
in der achten Rangsclaſſe, bis 10. April. (Amtsbl. Nr. 71.) 

Kanzliftenftelle beim k k. Miniſterium für Landesvertheidigung in der 
eilſten Rangsclaſſe, bis 18. April. (Amtsbl. Nr. 71.) 
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